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Schweiz Dienstag, 14. März 2023

Gefährliche Jugendliche: Ständerat sieht Verwahrung als Ausweg
Wer einenMord begangen hat, soll später verwahrt werden können.

RetoWattenhofer

Die Politik nimmt jugendliche
Straftäter insVisier.DerStände-
rathat amMontaggrundsätzlich
beschlossen, dass sie unter be-
stimmten Bedingungen ver-
wahrt werden können. Voraus-
setzung ist, dass Jugendliche
einen Mord begangen haben,
eine «ernsthafte Rückfallge-
fahr» besteht und die Tat nach
Vollendung des 16. Altersjahres
verübt wurde.

Damit stellt sich die kleine
Kammergegen ihrevorberaten-
de Kommission. Diese hatte

empfohlen, garnicht erst aufdie
Reform des Bundesrates einzu-
treten.DieMehrheit sahdas an-
ders. Der Entscheid für Eintre-
ten fiel mit 22 zu 17 Stimmen
nacheiner engagiertenDebatte.
Jetztmuss sich die Kommission
erneutüberdieVorlagebeugen.

«Gesellschaft
erwartet Schutz»
Vater der Reform ist Ständerat
Andrea Caroni (FDP/AR). Im
März2016hatteerdieGesetzes-
revisionmit einerMotion ange-
stossen.Caronimachte einege-
fährliche Sicherheitslücke aus.

Jugendliche Straftäter müssen
heute spätestens mit 25 Jahren
freigelassen werden, selbst
wenn sie eine Gefahr für Dritte
darstellen. Nur bei Tätern, die
selbst schutzbedürftig sind –
etwa wegen einer psychischer
Störung oder schwerer Ver-
wahrlosung –, ist es Behörden
möglich, Schutzmassnahmen
anzuordnen.

«Die Gesellschaft erwartet
den Schutz vor gefährlichen
Straftätern», betonte Heidi
Z’graggen (Mitte/UR). Die Al-
ternativewäre, dassman«quasi
auf eine erneute Straftat» war-

ten müsse, um die Gesellschaft
vordemnunerwachsenenStraf-
täter schützen zu können. Auch
Caroni sprach von einer zielge-
richteten und verhältnismässi-
gen Vorlage.

«Gesetzwäre
toterBuchstabe»
Aus Sicht derGegner krankt die
Reformdaran, dass sie garnicht
anwendbar ist. «Das Gesetz
wäre toter Buchstabe», sagte
CarloSommaruga (SP/GE).Lisa
Mazzone (Grüne/GE) ergänzte
im Namen der Kommission, es
sei schlicht nicht möglich, bei

jugendlichen Straftätern eine
PrognoseüberderenGefährlich-
keit zu stellen. Die Persönlich-
keits- und Hirnentwicklung bei
Männern sei erst mit 25 Jahren
abgeschlossen. Nicht umsonst
werde die Reform von Fach-
expertenundPraktikerneinhel-
lig abgelehnt, sagteMazzone.

Auch gab die Gegenseite zu
bedenken,dieDiskussion sei so-
wieso theoretischer Natur. In
der Kommission habe niemand
konkrete Zahlen übermögliche
Fälle nennen können. Dass es
sich um Einzelfälle handle, be-
stätigte auch Justizministerin

Elisabeth Baume-Schneider
(SP). Es komme sehr selten vor,
dass ein jugendlicher Straftäter
durchalleNetze falleundals ge-
fährlicher Straftäter entlassen
werdenmüsse.

Für Caroni spricht das aber
gerade für die Reform. «Zum
Glück laufen in diesem Land
nicht reihenweise jungeMörder
umher.» Es sei ja auch gerade
wünschenswert, wenn eine
solch scharfe Massnahme wie
dieVerwahrungnurbeiwenigen
Personen greife. Diese Argu-
mentation schien auch den
Ständerat zu überzeugen.

SP fordert 5000 Franken Lohn nach Lehre
Es brauche in der Schweiz Reformen beimLohnschutz, sagt CédricWermuth, Co-Präsident der SP.

Othmar vonMatt

In der Schweiz verdiente 2020
ein Viertel der Arbeitnehmen-
denmit einerBerufslehreweni-
ger als 5000Frankenbruttopro
Monat. Und eine halbe Million
Arbeitnehmendeverdientebrut-
to sogar weniger als 4100 Fran-
ken pro Monat. Damit kommt
die Schweiz auf eine Million
Working Poor.

Dasmuss sichändern,findet
die SP Schweiz. «Wer eine Leh-
re gemacht hat, sollmindestens
5000 Franken pro Monat ver-
dienen», betont Nationalrätin
Samira Marti. Erreichen will
Marti diesmit einerhöherenAb-
deckungvonGesamtarbeitsver-
trägen in der Schweiz (GAV):
«EinGAVhilft, diesesZiel zu er-
reichen.»

Brisant ist: Die SP will den
Schweizer Lohnschutz kompati-
belmit demEuroparechtmoder-
nisieren – und zwar über die EU-
Richtlinie zum Mindestlohn.
Ausgerechnet jene Partei also,
die einer institutionellen Anbin-
dungandieEUwegendesLohn-
schutzes sehrkritischgegenüber-
stand,will nunLohnschutzmass-
nahmen der EUübernehmen.

«DieEUgehtmit derRichtli-
nie zumMindestlohnneueWege
zum Schutz der Löhne und der
Kaufkraft», sagt Marti dazu.
«Und wenn wir den Lohnschutz
kompatibelmitEU-Rechtverbes-
sernkönnen, solltenwirdas tun.»

Marti hatdieSondierungsge-
spräche für eine Paketlösung im
Auge, welche die Schweiz mit
derEUführt. «DieseFragen sol-
lenauf technischerEbenedisku-
tiert und gelöst werden und wir
erwartenauchvonderKommis-
sion Offenheit», sagt sie. «Ein
starkerLohnschutz ist abernicht
allein von der EU abhängig.»

DieSchweizmüsseauch«in-
nenpolitisch alles dafür tun»,
dass sie wieder eine tragende
Europa-Allianz schaffen könne,
dievonGewerkschaftenüberSP,
Grüne, Grünliberale bis hin zu
Mitte undFDP reiche. «Undda-
für braucht es eine Stärkungdes
inländischen Lohnschutzes.»

Luxemburghatden
höchstenMindestlohn
Der Europäische Rat hat der
Richtlinie über Mindestlöhne,

aufdie sichdieSPberuft, imOk-
tober zugestimmt. Er wolle da-
mit die Arbeits- und Lebensbe-
dingungen der Menschen in
Europa verbessern, schreibt er
– mit einem europaweiten Rah-
men für angemesseneMindest-
löhne.MitAusnahmevonDäne-
mark, Finnland, Italien, Schwe-
denundÖsterreich habenheute
alle EU-Staaten einen Mindest-
lohn. Luxemburg liegt mit 13,8
Euro amhöchsten, vorDeutsch-
land (12 Euro). Am Ende der
Rangliste findet sich Bulgarien
mit 2,41 Euro.

AngemesseneMindestlöhne
will die EU über die Tarifverträ-
ge schaffen, die den Gesamt-
arbeitsverträgen in der Schweiz
entsprechen. Der Rat stellt eine
einfacheGleichung auf: Jemehr
Tarifverträge es gibt, desto bes-
ser sinddieArbeitsbedingungen
für die Arbeitnehmenden. Die
EU verlangt deshalb von den

MitgliedstaateneineAbdeckung
mit Tarifverträgen von 80 Pro-
zent. Wer das nicht erreicht,
muss einen Aktionsplan erstel-
len, um Tarifverhandlungen zu
fördern.

JemehrTarifverträge,desto
bessereArbeitsbedingungen
Hier setzt SP-NationalrätinMar-
ti an.DieSchweiz erreichtheute
nur 50 Prozent Abdeckung mit
Gesamtarbeitsverträgen. Das
sei im internationalenVergleich
«ein unterdurchschnittlicher
Wert», sagt sie –undbetont: «In
BranchenmitGAVgibt es einen
wirkungsvollen Lohnschutz, in
BranchenohneRegelungenhin-
gegen nicht.»

Die Schweiz brauche des-
halbmehrGesamtarbeitsverträ-
ge,damitdieLöhneundArbeits-
bedingungen verbessert wür-
den, sagt Marti. «Vor allem im
Detailhandel, inderLogistik, im

Journalismus oder in der Land-
wirtschaft.»Sie fordertdenBun-
desrat auf, in einemBericht dar-
zulegen, wie er die Abdeckung
erhöhen könne – etwamit einer
Vereinfachung der Allgemein-
verbindlichkeitserklärung.

Die Schweiz hat bisher kei-
nen nationalen Mindestlohn.
«Das wäre natürlich die beste
Lösung», sagt Marti. Doch die
bürgerlichen Parteien hätten
sich bisher strikte dagegen ge-
stellt. «5000 Franken für ge-
lernte Berufsleute wäre zumin-
dest ein Anfang.»

Vier Kantone kennen einen
Mindestlohn: Genf (23.27 Fran-
ken), Basel-Stadt (21 Franken),
Neuenburg (20.08Franken), Jura
(20 Franken) und das Tessin (19
bis 19.50 Franken).

«Es ist klar, dass die Schweiz
beim Lohnschutz Reformbedarf
hat», sagt Cédric Wermuth, Co-
PräsidentderSP.«Wirhabenver-

sucht,Unterschriftenvonbürger-
lichenParlamentsmitgliedern zu
bekommenfürdasPostulat.Aber
nur wenige haben unterschrie-
ben. Das ist enttäuschend.»

Wermuthkommtzueinerbri-
santen Schlussfolgerung: «Es
zeigt sich sehr deutlich, dass die
Gewerkschaften zu Recht davor
gewarnthaben, esbestehewenig
Bereitschaft, denLohnschutz in-
nenpolitisch zu stärken. Eher se-
henwir Bestrebungen, ihn sogar
noch aufzuweichen.»

Der Arbeitgeberverband sei-
nerseits hat inden letztenMona-
ten stets gesagt, beim Lohn-
schutzdürfe es keinenAbbauge-
ben – aber auch keinenAusbau.

Gesamtarbeitsverträge
verdreifachtensich
DasbeweiseauchderAngriffvon
Mitte-Nationalrat Erich Ettlin
auf die kantonalen Mindestlöh-
ne, sagtWermuth. Ettlin fordert

in einer Motion, dass Gesamt-
arbeitsverträge (GAV) höher zu
gewichten sind als Bestimmun-
gen derKantone zuMindestlöh-
nen. Letztere wurden von den
Kantonen als sozialpolitische
Massnahmenerlassen, umWor-
kingPoor zuverhindern.DieMo-
tion ging imParlament durch.

Die Entwicklung der Ge-
samtarbeitsverträge in der
Schweiz selbst zeigt steil nach
oben. Hatte das Land 1995 erst
14 allgemeinverbindliche Ge-
samtarbeitsverträge, waren es
2020 bereits 46. «Das ist eine
Verdreifachung, die stark mit
der Personenfreizügigkeit und
ihren flankierenden Massnah-
men zusammenhängt», sagt
Daniel Lampart, Chefökonom
des Schweizerischen Gewerk-
schaftsbundes (SGB). «Seither
entwickelten sich die Löhne
besser und wir konnten Dum-
pinglöhne besser bekämpfen.»

GesetzlicheMindestlöhne
pro Stunde in den
Schweizer Kantonen
In Schweizer Franken

GesetzlicheMindestlöhne
pro Stunde in Ländern
der EuropäischenUnion
In Euro

Quelle: Statista/Lohnrechner des
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes SGB
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Das Baugewerbe gehört zu den Branchen, die über einen Gesamtarbeitsvertrag verfügen. Bild: Michael Reinhard/Getty


